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Drucksache 1406 


Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 20. Mai 1955 


Abschrift 


An den Herrn Vorsitzenden 

des Vermittlungsaussdiusses des Deutschen Bundestages 
und des Bundesrates 


Ich beehre mich mitzutcilen, daß der Bundesrat in seiner 141. Sit- 
zung am 20. Mai 1955 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deut- 
schen Bundestage am 4. Mai 1955 verabschiedeten 

Gesetzes über den Verkehr mit Fischen und 
Fischwaren (Fischgesetz) 

^ Drucksachen 213, 1306 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 Abs. 2 
des Grundgesetzes aus den sich aus der Anlage ergebenden Grün- 
den einberufen wird. 


gez. Altmeier 


Bonn, den 20. Mai 1955 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 6. Mai 1955 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Altmeier 


Druck: Buchdruckerei Peter Meier, Buisdorf/Siegburg 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, Rheinallee 20 
Telefon 3551 



Bundesrat 


Anlage 


Betr. : Entwurf eines Gesetzes über den Verkehr mit Fischen und Fisch waren 
(Fischgesetz) 


1. Zu § 2 

a) § 2 Abs. 2 wird gestrichen. 
Begründung 

Durch Absatz 2 wird - in der Annahme, 
daß die landwirtschaftlichen Marktord- 
nungsgesetze vom künftigen Kartellgcsetz 
nicht berührt werden - zu Marktab- 
sprachen vertikaler Art, die solche hori- 
zontaler Art mit Rücksicht auf den Ver- 
sorgungsplan kaum ausschließen können, 
auf gefordert. Vereinbarungen über die 
Lieferung und Abnahme können er- 
fahrungsgemäß ohne Berührung der 
Preisfrage nicht zustande kommen. Mittel- 
bar ist daher auch eine kartellmäßige 
Preisbeeinflussung ohne ausreichende 
Kontrolle möglich. Außerdem erscheint 
vor Verabschiedung des Kartellgesetzes 
eine derartige Sonderregelung schon zur 
Vermeidung von Berufungen nicht an- 
gezeigt. 

Aus diesen Gründen empfiehlt es sich, 
Absatz 2 ersatzlos zu streichen. 

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2. 

b) Dem § 2 wird folgender neuer Ab- 
satz 3 angefügt: 

„(3) Betriebe der Hochsee- und Großen 
Heringsfischerei, die beabsichtigen, den 
Fang eines Fischereifahrzeuges an einem 
deutschen Seefischmarkt zu veräußern, 
sind verpflichtet, mindestens 48 Stunden 
vor dem voraussichtlichen Ankunftster- 
min des Fahrzeuges in der an den See- 
fischmärkten üblichen Weise den Fang 
nach Art und Menge bekanntzugeben.” 

Begründung 

Die Vorschrift des § 13 Abs. 1 Nr. 4 
setzt voraus, daß eine Meldepflicht der 


an den Seefischmärkten anlandenden See- 
fischereifahrzeuge eingeführt wird. Wenn 
allein die Gewährung von Stützungs- 
beträgen von der Meldung der Fänge 
abhängig gemacht würde, würde nur ein 
Teil der Anlandungen meldepflichtig ge- 
macht und die Marktübersicht unvoll- 
ständig bleiben. Andererseits ist die Vor- 
schrift des § 13 Abs. 1 Nr. 4 insoweit 
unvollständig, als nur derjenige Reeder 
mit Bußgeld belegt werden kann, der 
eine nach der derzeitigen Gestaltung des 
Entwurfs freiwillige Meldung unvoll- 
ständig abgibt, während derjenige Reeder, 
der eine Meldung unterläßt, unter Um- 
ständen (falls nämlich die angelandete 
Ware nicht unter die Marktstützung 
fällt) irgendwelchen Rechtsnachteilen nicht 
unterliegt. 

2. Zu § 5 

a) In § 5 Abs. 1 treten 

in Nr. 3 an die Stelle der Zahl „vier” 
die Zahl „zwei”, 

in Nr. 4 an die Stelle der Zahl „sechs” 
die Zahl „vier” und 

in Nr. 5 an die Stelle der Worte „zwei 
Vertretern” die Worte „einem Vertreter”. 

Begründung 

Die Zahl der Mitglieder des Beirats ist 
zu groß. Der Beirat soll nunmehr aus 
22 Mitgliedern bestehen, während der 
frühere Regierungsentwurf nur 1 1 Mit- 
glieder vorgesehen hatte. Diese Auswei- 
tung der Mitgliederzahl erscheint im Ver- 
hältnis zu den Aufgaben des Beirats 
nicht gerecFitfertigt. 


2 



b) § 5 Abs. 2 wird gestrichen. 
Begründung 

Es entspricht nicht den Aufgaben und 
der Bedeutung des Beirats, dieses Gre- 
mium in Mitglieder mit beschließender 
und in solche mit nur beratender Stimme 
aufzuteilen. 

Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden 
Absätze 2 und 3. 

3. Zu § 6 

In § 6 Abs. 5 werden die Worte „der 
Küstenländer” gestrichen. 

Begründung 

Da das Aufkommen der Stützungsmittcl 
und ihre Verwendung alle Länder berührt, 
muß auch das Benehmen mit allen Ländern 
hergestellt werden. 

4. Zu § 9 

a) In § 9 Abs. 1 tritt an die Stelle des 
Wortes 

„Fischwirtschaft” 
das Wort 
„Fischerei”. 

Begründun g 

Mit Rücksicht auf Artikel 74 Nr. 17 
GG empfiehlt es sich, in § 9 Abs. 1 
ausdrücklich klarzustellcn, daß sich die 
Befugnisse des BML nur auf Erzeug- 
nisse der Fischerei beziehen. 

b) In § 9 Abs. 1 treten an die Stelle der 
Worte 

„über die Qualitätsüberwachung” 
die Worte 

„über die Mindestanforderungen an 
die Güte von Fischen und Fischwaren, 
die für den menschlichen Genuß in den 
Verkehr gebracht werden”. 

Begründung 

Vorschriften über die Qualitätsüber- 
wachung von Fischen und Fisch waren 
können der Sache nach nur verfahrens- 
rechtlicher Natur sein. Der Erlaß der- 
artiger Bestimmungen setzt daher voraus, 
daß materielle Normen über die Qualität 


von Fischen und Fisch waren bestehen, 
die jedoch im Entwurf nicht enthalten 
sind. Es ist daher erforderlich, eine Er- 
mächtigung einzufügen, die über die 
Vorschriften des Lebensmittelgesetzes hin- 
aus (vgl. auch § 9 Abs. 2) Gütcanfor- 
derungen ermöglicht. 

5. Zu § 11 

§ 1 1 erhält folgenden Wortlaut: 

4 11 

Auskunftspflicht 

(!) Der Bundesminister und die ober- 
sten Landesbehörden sind auskunftsberech- 
tigte Stellen im Sinne der Verordnung über 
Auskunftspflicht vom 13. Juli 1923 (Rcichs- 
gesetzbl. I S. 723). 

(2) Der Bundesministcr und die obersten 
Landesbehörden können bestimmen, daß 
audi andere Stellen, die von ihnen mit der 
Durchlührung dieses Gesetzes und der dazu 
ergehenden Durchführungsbestimmungen 
beauftragt werden, auskunftsberechtigt Im 
Sinne des § 1 der Verordnung über Aus- 
kunftspflicht sind. Dies gilt nicht für einen 
Marktverband (§ 7). 

(3) Für das Auskunftsverlangen und die 
Auskunftspflicht gelten die Bestimmungen 
der Verordnung über Auskunftspflicht vom 
13. Juli 1923 mit Ausnahme des ^ 1- Abs. 2 
und des § 6.” 

Begründun g 

Es ist bedenklich, die bisher übliche Bezug- 
nahme auf die VO über Auskunftspflicht 
vom 13. Juli 1923 durch eine Bezugnahme 
auf die Abschnitte V bis VII des Statistik- 
gesetzes vom 3. September 1953 (BGBl. I 
S. 1314) zu ersetzen. Die Auskunftspflicht 
würde bei einer solchen Bezugnahme lediglich 
durch den entsprechend anzuwendenden § 1 0 
Abs. 1 Satz 1 des Statistlkgcsetzes bestimmt 
werden, wonach „alle natürlichen und Ju- 
ristischen Personen, Behörden und Einrich- 
tungen . . . zur Beantwortung der ordnungs- 
mäßig gestellten Fragen verpflichtet” sind. 
Damit würde die Auskunftspflicht sowohl 
hinsichtlich des auskunftspflichtigen Per^ 
sonenkrelses als auch hinsichtlich der zugeben- 
den Auskünfte noch ganz erheblich weiter- 
gespannt werden als durch eine Bezugnahme 
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auf die VO vom 13. Juli 1923. Eine Begren- 
zung der Auskunftspflicht wäre kaum noch 
ersichtlich. Im Sratistikgesetz haben die Worte 
„ordnungsmäßig angeordnete Fragen” einen 
durch die sonstigen Bestimmungen des 
Gesetzes klar bestimmten Inhalt, während 
sie bei einer entsprechenden Bezugnahme 
im Rahmen anderer Gesetze keinerlei Be- 
grenzung der Auskunftspflicht darstellen. 
Einige der in Be/.ug genommenen Vor- 
schriften des Statistikgesetzes würden gar- 
nicht oder nur mit Schwierigkeiten ent- 
sprechend anwendbar sein, so z. B. § 11 
und § 12 Abs. 2. Besonders bedenklich ist 
es, ganz allgemein auch die Straf- und 
Bußgeldbestimmungen des VII. Absclmitts 
des Statistikgesetzes für entsprecliend an- 
wendbar zu erklären. 

Es dürfte weder für die Betroffenen noch 
für die Strafrichter überschaubar sein, 
welche Fiandlungen in der Fischwirtschaft 
unter die entsprechend anzuwendende 
Strafbestimmung des § 13 des StatGes. fallen 
können. Die Strafvorschrift ermangelt da- 
her der unerläßlichen Bestimmtheit. 

Schlielffich würden sich für Verletzungen 
der Auskunftspflicht aus § 13 des Fisch- 
gesetzes und aus dem durch § 11 für 
entsprecliend anwendbar erklärten VII. Ab- 
schnitt des StatGes. doppelte Strafan- 
drohungen ergeben. 

6. Vor und zu § 13 

a) Die Überschrift des Dritten Abschnitts 
erhält folgenden Wortlaut: 

„Bußgeld- und Schlußbestimmungen”. 
Begründung 

§ 13 handelt lediglicli von Ürdnungs- 
widrigkeiten und nicht von Straftaten. 
Der Ausdruck „Strafbestimmungen” ist 
daher unzutreffend (vgl. das Gesetz über 
Ordnungswidrigkeiten vom 25. März 
1952 - BGBl. I S. 177 -)• 

b) § 13 Abs. 1 Nr. 2 wird gestrichen. 
Begründung 

Nach § 13 Abs. 1 Nr. 3 können lediglich 
Zuwiderhandlungen gegen solche auf 


Grund des Gesetzes erlassenen Bestim- 
nmngen geahndet werden, die aus- 
drücklich auf die Bußgeldbcstimmungen 
des Gesetzes verweisen. 

§ 13 Abs. l Nr. 2 verweist auf § 10, der 
selbst keine Meldepflichten vorschrcibt, 
sondern den Bundesminister lediglich 
ermächtigt, durch RechtsVO Melde- 
pflichten festzulegen. Die Verletzung der 
durch RechtsVO auf Grund von § 10 
festgesetzten Meldepflichten ist aber nach 
§ 13 Abs. 1 Nr. 2 eine Ordnungswidrig- 
keit auch dann, wenn die auf Grund 
des § 10 ergehenden Rechtsverordnungen 
nkht auf die ßußgeldbestimmungen des 
Gesetzes verweisen. 

Es ist nicht gerechtfertigt, einmal Verstöße 
gegen Bestimmungen, die auf Grund 
des Gesetzes erlassen werden, nur dann 
unter Sanktion zu stellen, wenn diese 
Bestimmungen ausdrücklich auf die Buß- 
geldbestimmungen des Gesetzes ver- 
weisen, in anderen Fällen jedoch die 
Sanktion vorzusehen, ohne daß eine 
solche Bezugnahme erfolgt ist. 

Im übrigen werden die Fälle des § 13 
Abs. 1 Nr. 2 durch § 13 Abs. 1 Nr. 3 
miterfaßt. 

7. Zu § 15 

§ 15 Abs. 1 erhält folgenden Wortlaut: 

„(1) Die §§ 1 bis 7 dieses Gesetzes 

treten am Tage nach seiner Verkündung, 
die übrigen Vorsdiriften am 1. August 
1955 in Kraft.” 

Begründung 

Bis zum Inkrafttreten des Fisch gesetzes 
werden Abgaben auf Grund des Gesetzes 
über die Erhebung von Abgaben auf dem 
Gebiete der Ernährungswirtschaft vom 
28. Juli 1950 (BGBl. S. 340) erhoben und 
für Vlarktstützungszwecke verwendet. Die 
fortlaufende Durchführung dieser Markt- 
stützung soll durch das Inkrafttreten des 
Fisch gesetzes und die gemäß § 4 Abs. 2 
dieses Gesetzes zu erlassende Reditsver- 
ordnung keine Unterbrechung erfahren. 
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